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Über- und Unterbelegung auf dem deutschen Wohnungsmarkt 1

1	 Diesem Policy Paper liegt die Studie „Crowding (at) the Margins: Investigating the Unequal Distribution of Housing Space in Germany“ (Kohl et al. 2024) zugrunde, die von 
der Hans-Böckler-Stiftung finanziert wird.

2	 NIMBY steht für, „Not in My Backyard“, etwa „Nicht in meinem Hinterhof“, und beschreibt das Phänomen, dass lokale Anwohner:innen zwar prinzipiell für bestimmte 
Politiken sind (Wohnungsneubau, Flughafenausbau, Windparks etc.), jedoch dies nicht in ihrer Wohnumgebung befürworten. Diese Einstellungen werden in der US-
Forschung für mangelnden Wohnungsneubau erklärend herangezogen.

Auf einen Blick

Die öffentliche Debatte über den Wohnungsbau kon-
zentriert sich vor allem auf Fragen der Bezahlbarkeit 
von Wohnraum. Die (Um-)Nutzung bestehenden 
Wohnraums wird jedoch kaum thematisiert. Dabei 
nehmen Überbelegung wie Unterbelegung im Woh-
nungsbestand zu. Überbelegung trifft eher Einwande-
rer und Einwanderinnen, Junge, Alleinerziehende und 
städtische Mieter:innen, Unterbelegung hingegen eher 
Ältere – die subjektiv empfundene Überbelegungsrate 
ist sogar noch höher. Soziodemografische Faktoren 
bestimmen Überbelegung stärker als Einkommen oder 
Wohnkosten. Politisch könnte die Umverteilung von 
Wohnraum im Bestand – durch Wohnungstausch oder 
Anreize zum Downsizing – eine Denkalternative zum 
CO2-intensiven Neubau sein.

Einleitung

Das Thema Wohnen hat in den vergangenen Jahren in vie-
len Ländern und Weltstädten ein beeindruckendes Come-
back in den Medien und auf der politischen Agenda erlebt, 
selbst in Ländern wie Deutschland, die nicht direkt von 
den Auswirkungen der globalen Finanzkrise auf den Woh-
nungsmarkt betroffen waren (Gabor/Kohl 2022). Das wich-
tigste Thema der Wohnungspolitik ist die Bezahlbarkeit, 
sowohl der Mieten als auch der Kaufpreise im Verhältnis 
zum Einkommen. Über das Parteispektrum hinweg schei-
nen sich die meisten politischen Entscheidungsträger:innen 
darin einig zu sein, dass der Bau von mehr Wohnraum 
trotz der Beschränkungen auf der Angebotsseite die wich-
tigste Lösung ist – auch wenn sie sich möglicherweise 
nicht darüber einig sind, was die Ursachen für die diagnos-
tizierten Versorgungsengpässe sind (staatliche Regulie-
rung, NIMBY-Bewegung2, Finanzialisierung) oder wer bau-
en soll (Staat versus Markt). 

I M P U L S
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Der gegenwärtige Wohnungsbestand ist zwar die Haupt-
quelle für das jährliche Wohnungsangebot, wird aber im po-
litischen und medialen Diskurs seltener thematisiert. Auch 
die Wohnungsforschung hat bezahlbares Wohnen im Ver-
gleich zur Wohnqualität oder Fragen des Wohnraums be-
reits bestehender Wohnungen stärker in den Fokus gerückt. 
Ein entscheidender Aspekt des bestehenden Wohnungsbe-
stands ist seine ungleiche Verteilung, bei der leerstehende 
und unterbelegte Wohnungen neben überbelegten Woh-
nungen existieren. Die Referenz für diese Unter- und Über-
nutzung von Wohnraum liefert Eurostat, wobei die Überbe-
legungsrate den Prozentsatz der Bevölkerung bezeichnet, 
der weniger als einen Raum pro Kopf zur Verfügung hat – 
bereinigt um Alter, Familienstand und unterschiedliches Ge-
schlecht der Kinder. Unterbelegung bedeutet hingegen, dass 
mehr Platz zur Verfügung steht, als es als angemessen gilt 
(mehr als ein überschüssiger Raum). Abbildung 1 zeigt eine 
Aufstellung der europäischen Länder mit ihren Überbele-
gungs- und Unterbelegungsquoten nach dieser Definition, 
wobei Haushalte in ost- und südeuropäischen Ländern im 
Allgemeinen stärker überbelegt sind im Vergleich zu den 
meisten nordwesteuropäischen Ländern. 

Wie schneiden diese europäischen Länder im internationa-
len Vergleich ab? Wendet man denselben Standard auf den 
Globalen Süden an, z. B. auf lateinamerikanische Länder, wo 
eine Überbelegung bereits bei mehr als zwei Erwachsenen 
pro Schlafzimmer beginnt, so zeigt sich eine noch höhere 
Überbelegungsrate. Im Vergleich dazu sind englischsprachi-
ge Länder außerhalb Europas zu Ländern sehr großer Häu-
ser (oft pejorativ McMansions genannt) geworden. Überbe-
legung (unter fünf Prozent) ist in diesen Ländern weitge-
hend auf städtische Mieter:innen beschränkt. Da genaue 
Raumdefinitionen – selbst innerhalb des Eurostat-Gebiets 
(siehe unten) – von Land zu Land unterschiedlich sein kön-
nen, sind diese Vergleichsstatistiken jedoch mit Vorsicht zu 
lesen.

Deutschland liegt trotz seines großen Bestands an städti-
schen Mietwohnungen im Mittelfeld dieser Verteilung, 
weist jedoch immer noch einen Anteil von fast 15 Prozent 
überbelegter und 35 Prozent unterbelegter Wohnungen auf. 
Im Folgenden verwenden wir Deutschland als Fallstudie 
und nutzen die guten Daten aus dem Sozio-oekonomi-
schen Panel (SOEP), um zunächst die soziodemografischen 

Quelle: Eurostat, eigene Darstellung.
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Determinanten hinter diesen unterschiedlichen Wohnfor-
men zu untersuchen und anschließend einige politische 
Implikationen für eine progressive Politik zu erörtern.

Wohnen als soziales Problem

Wohnraum wird in der öffentlichen Debatte in der Regel 
vor allem als Problem der Bezahlbarkeit thematisiert, wenn 
Preis- und Mietsteigerungen das Einkommenswachstum 
übersteigen und Unterschiede zwischen Hausbesitzer:innen 
und Mieter:innen sowie zwischen reichen und armen Haus-
besitzer:innen zu Vermögensungleichheiten führen, die 
über die bestehenden Einkommensungleichheiten hinaus-
gehen (Pfeffer/Waitkus 2021). Die Wohnqualität, ein-
schließlich der Wohnfläche, war zwar ein zentrales Thema 
in den Debatten um die „Wohnungsfrage“ des späten 
19. Jahrhunderts, aber mit der Verbreitung moderner 
Wohnstandards und dem langfristigen Anstieg der Zim-
mer- und Wohnfläche pro Kopf sind diese Dimensionen in 
den Hintergrund getreten, auch in der wissenschaftlichen 
Forschung.

Dennoch ist es gesellschaftlich nicht irrelevant, auf zu viel 
oder zu wenig Raum zu leben. Eine Vielzahl von Forschungs-

3	 Umfassende Übersichten finden sich bei Singh et al. (2019) und Richards et al. (2023).

4	 Der Gini-Koeffizient ist ein Ungleichheitsmaß, das zwischen 0 (Gleichverteilung) und 1 (höchste Ungleichverteilung) liegt. Er wird üblicherweise für die Verteilung von 
Einkommen verwendet und lag 2023 laut Mikrozensus bei 0,30. 

arbeiten hat überfüllte Wohnverhältnisse mit einer Reihe 
von negativen Folgen in Verbindung gebracht, darunter 
Beeinträchtigungen der Gesundheit und Entwicklung von 
Kindern (Booth/Johnson 1975), schlechtere Schulergebnis-
se (Goux/Maurin 2005) und ein geringeres Wohlbefinden 
(Solari/Mare 2012). Auch Erwachsene sind davon betroffen: 
Überbelegung wird mit einer schlechteren psychischen 
(Wang et al. 2023) und physischen Gesundheit sowie mit 
einer kumulativen Ungleichheit im Laufe des Lebens in 
Verbindung gebracht (Lopoo/London 2016).3 

Gleichzeitig kann der Umzug in unterbelegten Wohnraum 
auch mit weniger sozialen Bindungen, weniger politischer 
Aktivität und größeren Schwierigkeiten bei der emotiona-
len Anpassung verbunden sein (Hadziabdic/Kohl 2024). 
Mit einem Gini-Koeffizienten4 für Wohnraum von bis zu 
0,24 im deutschen Fall ist die Ungleichheit beim Wohn-
raum möglicherweise keine unproblematische Ungleich-
heit, sondern eine, die das Potenzial hat, auf andere sozia-
le Sphären überzugreifen. Insofern besteht das aktuelle 
Wohnungsproblem nicht unbedingt in einer absoluten 
Knappheit, sondern vielmehr in einer Fehlallokation des 
vorhandenen Wohnraums.

Quelle: SOEP, eigene Darstellung.
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Überbelegung und Unterbelegung:  
Eine Untersuchung des deutschen Falls

In den vergangenen zehn Jahren ist die Überbelegung von 
Wohnraum in Deutschland wieder zu einem dringenden 
Problem geworden, obwohl nach der Wiedervereinigung zu-
nächst mehr Wohnraum zur Verfügung stand. Laut SOEP-
Längsschnittdaten hat der Anteil der Menschen, die in ob-
jektiv überbelegten Wohnungen leben – definiert nach Eu-
rostat-Kriterien auf der Grundlage der Zimmerverfügbarkeit 
pro Haushaltzusammensetzung –, in den zurückliegenden 
zehn Jahren deutlich zugenommen (Kohl et al. 2024). Dies 
gilt vor allem für städtische Gebiete, wie in Abbildung 2 
dargestellt5. Im Jahr 2022 lebten etwa 13 Prozent der Deut-
schen in städtischen Gebieten unter solchen Bedingungen, 
gegenüber etwa acht Prozent ein Jahrzehnt zuvor. Noch 
auffälliger ist, dass die subjektive Wahrnehmung von Über-
belegung sogar weiter verbreitet ist: Etwa jede:r fünfte Be-
fragte gibt an, dass er/sie die eigene Wohnung als zu klein 
empfindet. Diese Kluft zwischen objektiver und subjektiver 
Überbelegung hat sich im Laufe der Zeit vergrößert und 

5	 „Städtisches Gebiet“ wird gemäß dem siedlungsstrukturellen Regionsgrundtyp des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) definiert und umfasst kreis-
freie Städte mit mindestens 100.000 Einwohner:innen sowie städtische Kreise, das heißt Kreise mit einer Einwohnerdichte von mindestens 150 E./km² oder Kreise mit einer 
Einwohnerdichte von mindestens 150 E./km² unabhängig vom städtischen Bevölkerungsanteil. Demnach leben ca. 69 Prozent der Personen in unserem Datensatz in städti-
schen Gebieten.

deutet darauf hin, dass Wohnraumengpässe nicht nur in 
Quadratmetern oder Zimmeranzahl messbar sind, sondern 
auch ein allgemeines Gefühl von Stress, Unbehagen und 
unerfüllten sozialen Bedürfnissen widerspiegeln.

Gleichzeitig zeigt unsere Studie eine scheinbar paradoxe 
Entwicklung: Auch die Unterbelegung hat zugenommen. 
Bis 2022 waren 35 Prozent der städtischen Haushalte ob-
jektiv unterbelegt, das heißt, sie hatten mehr Zimmer, als 
aufgrund ihrer Haushaltsgröße als angemessen angesehen 
werden kann. Dennoch empfanden nur etwa 15 Prozent 
der städtischen Befragten ihre Wohnungen subjektiv als zu 
groß. Diese Asymmetrie zeigt, dass viele Menschen über-
schüssigen Wohnraum nicht als Problem empfinden, 
selbst wenn sie alleine in Wohnungen mit mehreren Zim-
mern leben. 

Wir dokumentieren auch, dass das Risiko der Überbelegung 
keineswegs gleichmäßig verteilt, sondern stark von demo-
grafischen Merkmalen geprägt ist. Dies ist in Abbildung 3 
für städtische Gebiete im Jahr 2022 dokumentiert. Nach 

Quelle: SOEP, eigene Darstellung.
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Bereinigung um Einkommen, Bildung, Art der Wohnung 
und andere soziodemografische wie auch regionale Variab-
len ist etwa die Tatsache, im Ausland geboren zu sein, mit 
einer um elf Prozentpunkte höheren Wahrscheinlichkeit ei-
ner Überbelegung in städtischen Gebieten verbunden (Kohl 
et al. 2024). Ebenso spielt die Haushaltsstruktur eine wich-
tige Rolle: Kinder erhöhen die Wahrscheinlichkeit, in einem 
überbelegten Haushalt zu leben, wobei jedes weitere Kind 
das Risiko weiter steigert. Der Bildungsgrad stellt einen 
wichtigen Schutzfaktor dar. Personen mit einem Hoch-
schulabschluss sind deutlich seltener von Überbelegung 
betroffen als Personen ohne Schulabschluss.

Der Wohneigentumsstatus und die Art des Gebäudes be-
einflussen ebenfalls die Wohnfläche. Mieter:innen, die in 
deutschen Großstädten mit mehr als 500.000 Einwoh-
ner:innen mit etwa 75 Prozent die Mehrheit bilden, sind 
stärker von Überbelegung betroffen als Eigenheimbesit-
zer:innen. Der Besitz eines Eigenheims ist mit einer deut-
lich geringeren Wahrscheinlichkeit von Überbelegung ver-
bunden. Auch die Art der Wohnung spielt eine Rolle: Wer 
in einem Einfamilienhaus lebt, hat in der Regel mehr Platz 

als jemand, der in einer Etagenwohnung lebt. Interessan-
terweise finden wir im städtischen Kontext keine wesentli-
chen Unterschiede zwischen West- und Ostdeutschland. 
Bei der Aufschlüsselung nach selbst berichteten politischen 
Präferenzen leben Personen, die sich mit Mitte-rechts-Par-
teien (CDU/CSU, FDP) oder Mitte-links-Parteien (SPD, Grü-
ne) identifizieren, seltener in überbelegten Haushalten als 
andere. Die Restkategorie, die die größte Gruppe darstellt, 
umfasst Personen, die keine klare Parteipräferenz äußern 
oder sich den politischen Extremen zuordnen. Unter diesen 
besteht die mit Abstand größte Gruppe (94,29 Prozent) aus 
Befragten, die entweder keine Parteipräferenz haben oder 
sich zumindest dafür entschieden haben, keine anzugeben. 
Nur 3,65 Prozent bekundeten ihre Unterstützung für die 
Linkspartei und 1,85 Prozent für eine rechtsextreme Partei, 
während die übrigen Befragten sich entweder kleineren 
Parteien zuordneten oder ihre Unterstützung für eine Kom-
bination von Parteien aus dem gesamten politischen Spek-
trum angaben.

Die Verteilung der Unterbelegung ihrerseits ist ähnlich un-
gleichmäßig und folgt klaren soziodemografischen Mus-

Hinweis: Die Linien wurden mittels LOESS (lokale Regression) geglättet. Die Glättung erfolgt separat für die Einkommensquintile und Gruppen auf Basis der jährlich 
aggregierten Daten (Span = 0,75). 
Quelle: SOEP, eigene Darstellung.
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tern. Wie Panel 2 in Abbildung 3 zeigt, sind die Merkmale 
der Haushalte ein zentraler Faktor: Familien mit Kindern 
haben seltener überschüssigen Wohnraum, während jünge-
re Haushalte (unter 50 Jahren) ebenfalls vergleichsweise 
niedrigere Quoten aufweisen. Die sozioökonomische Lage 
ist ein weiterer entscheidender Faktor: Gruppen mit niedri-
gem Einkommen und geringer Qualifikation weisen unter-
durchschnittliche Unterbelegungsquoten auf, was darauf 
hindeutet, dass begrenzte Ressourcen den Zugang zu grö-
ßeren Wohnungen einschränken. Ebenso profitieren Mie-
ter:innen weitaus seltener von unterbelegten Wohnungen 
als Eigentümer:innen, was wahrscheinlich sowohl auf die 
mit der Wohnform verbundenen Kostenbelastungen als 
auch auf Unterschiede in den Wohnungstypen zurückzufüh-
ren ist. Regionale Muster sorgen für weitere Nuancen. In 
Westdeutschland sind die Unterbelegungsquoten höher als 
im Osten. Schließlich weisen auch Einwanderer und Ein-
wanderinnen vergleichsweise niedrige Unterbelegungsquo-
ten auf, was ihre zuvor hervorgehobene größere Gefährdung 
durch Überbelegung widerspiegelt. Zusammengenommen 
zeigen diese Ergebnisse, dass der Wohnraum stark von so-
zioökonomischen Ressourcen, der Haushaltszusammenset-
zung und dem regionalen Kontext geprägt ist. 

Abschließend betrachten wir erneut die Unterschiede hin-
sichtlich der politischen Präferenzen. Im Vergleich zur 
Überbelegung zeigt sich nun ein anderes Muster: Personen, 
die sich mit Mitte-rechts-Parteien identifizieren, sind viel 
häufiger von Unterbelegung betroffen als Personen mit 
Mitte-links-Präferenzen und andere.

Die extremste Kluft zwischen den Wohnklassen nach Ei-
gentumsstatus, diesmal in Bezug auf die Quadratmeter pro 
Kopf, ist in Abbildung 4 zusammengefasst. Sie zeigt, dass 
das einkommensschwächste Quintil der Hausbesitzer:in-
nen, also eher ärmere, ältere Hausbesitzer:innen in ländli-
cheren Regionen, in den vergangenen Jahren sogar das 
reichste Quintil der städtischen Mieter:innen überholt hat, 
bei denen der Wohnraum nach jahrzehntelangem Wachs-
tum seit etwa 2011 stagniert oder sogar zurückgeht.

Schließlich zeigt unsere Studie, dass die Überbelegung von 
Wohnraum eng mit dem Lebensverlauf zusammenhängt. 
Überbelegung ist besonders häufig bei jungen Erwachse-
nen im Alter von 18 bis 25 Jahren anzutreffen, wobei die 
Quote in dieser Altersgruppe über 20 Prozent liegt. Mit zu-
nehmendem Alter nimmt die Wahrscheinlichkeit einer 
Überbelegung stetig ab, während der Anteil derjenigen, die 
in unterbelegten Wohnungen leben, steigt. Dieses Muster 
spiegelt typische Übergänge im Lebenszyklus wider: Junge 
Erwachsene gründen Familien in kleinen Mietwohnungen, 
Haushalte in der Lebensmitte vergrößern sich und 
schrumpfen später wieder, und ältere Erwachsene bleiben 
in größeren Wohnungen, nachdem die Kinder ausgezogen 
sind oder der/die Ehepartner:in verstorben ist. Im Allgemei-
nen lassen sich diese deskriptiven Ergebnisse auf unsere 
Längsschnittanalysen des Risikos übertragen, in unter- 
oder überbelegte Wohnverhältnisse zu geraten oder diese 
zu verlassen. Die Ergebnisse zeigen, dass Migrant:innen, 

Familien mit Kindern, Alleinerziehende, Mieter:innen mit 
niedrigem Einkommen und jüngere Menschen durchweg 
häufiger in überbelegten Wohnungen leben, während 
Hausbesitzer:innen mit hohem Einkommen am seltensten 
davon betroffen sind.

Schlussfolgerungen

Unsere Studie, die vergleichbare Ergebnisse in anderen eu-
ropäischen Ländern findet, zeigt insgesamt, dass über- und 
unterbelegter Wohnraum ein entscheidender Faktor für Un-
gleichheit auf den Wohnungsmärkten ist – und zwar einer, 
der zunehmend an Bedeutung gewinnt: Beide Extreme der 
Verteilung, überbelegte und unterbelegte Haushalte, haben 
in den vergangenen Jahren zugenommen. Zwar betrifft 
diese Wohnsituation nicht die gesamte Bevölkerung, doch 
bestimmte Gruppen sind besonders gefährdet und von 
Überbelegung betroffen, darunter migrantische Familien, 
Alleinerziehende, städtische Mieter:innen, die jüngere Be-
völkerung und Haushalte mit niedrigem Bildungsniveau. 
Als soziales Problem erfordert dies eher gezielte als pau-
schale Wohnraumlösungen.

Das gleichzeitige Auftreten von zunehmender Überbele-
gung und zunehmender Unterbelegung deutet eher auf 
eine strukturelle Fehlallokation von Wohnraum als auf eine 
allgemeine Knappheit hin – wobei die vorliegende Studie 
noch nicht einmal ungenutzte leerstehende Wohnungen 
und schrumpfende Städte in entvölkerten Gebieten Euro-
pas mitberücksichtigt hat. Die politisch naive Frage könnte 
lauten: Kann die Wohnungsknappheit, ungeachtet der im-
pliziten Wohnortentscheidungen, die hinter Über- und Un-
terbelegung stehen, durch ein einfaches System gelöst wer-
den, das den vorhandenen Wohnraum umverteilt, ohne 
dass eine einzige neue Wohneinheit mit erheblichem CO2-
Fußabdruck gebaut werden muss?

Es gibt offensichtlich sowohl praktische als auch politische 
Hindernisse, wenn man davon ausgeht, dass ein Großteil 
der Haushalte, die in unterbelegten Wohnungen leben, ihre 
derzeitige Wohnsituation einem Umzug vorziehen. Politisch 
könnten die Ansätze von der zwangsweisen Zuweisung von 
Mieter:innen über Enteignungen und Umverteilungen, wie 
sie in Großstädten, beispielsweise dem historischen St. Pe-
tersburg nach den sozialistischen Revolutionen, durchge-
führt wurden, bis hin zu moderneren Anreizsystemen für 
unterbelegte Haushalte reichen, um sich zu verkleinern. In 
den heutigen kapitalistischen Demokratien sind nur die 
letztgenannten Optionen politisch realisierbar. Aber selbst 
die Vermittlung der Notwendigkeit, mit weniger auszukom-
men, sparsamer zu leben und aus der geliebten Nachbar-
schaft wegzuziehen, kann mit negativen politischen Kosten 
verbunden sein.

Ein erster Schritt für eine progressive Wohnungspolitik 
könnte hingegen darin bestehen, die ungleiche Verteilung 
von Wohnraum, insbesondere die hohen Unterbelegungs-
quoten, öffentlich in den Vordergrund zu rücken: So 
schwierig das Leben in überbelegten Wohnungen auch sein 
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mag, zeigen die Statistiken, dass Unterbelegung in den 
meisten Ländern viel weiter verbreitet ist, während selbst 
das unterste Einkommensquintil der städtischen Mieter:in-
nen in Deutschland über mehr als 40 m² pro Kopf verfügt 
(siehe Abbildung 4). Die Verbreitung dieser Informationen 
durch Informationskampagnen könnte nicht nur politisch 
relevant sein, sondern auch die Wahrnehmung und das Be-
wusstsein der Bewohner:innen für ihre Wohnsituation ver-
ändern. Solche Kampagnen könnten auch versuchen, die 
Wohnungsgröße vom Statuskonsum zu entkoppeln.6 

Auch ohne eine solche Kampagne könnte eine progressive 
Politik zweitens damit beginnen, sich mit der großen Grup-
pe von Bewohner:innen zu befassen, die subjektiv der Mei-
nung sind, dass sie zu viel Wohnraum haben. Viele dieser 
Bewohner:innen sind älter, gehören nicht unbedingt zu den 
höchsten Einkommensgruppen und teilen potenziell aufge-
schlossene politische Ansichten (Abbildung 3). Möglicher-
weise wären viele dieser Menschen bereit, in kleinere Woh-
nungen umzuziehen. Insbesondere in städtischen Kontex-
ten hat der Anstieg der Miet- und Kaufpreise jedoch zu 
einem Lock-in-Effekt geführt: Personen mit alten Mietver-
trägen in großen Wohnungen oder Eigentümer:innen in 
großen Häusern, die umziehen möchten, können dies auf-
grund der hohen Kosten städtischer Wohnungen nicht tun. 
Die Umsetzung politischer Programme, die Anreize und 
Unterstützung für den Umzug von Bewohner:innen bieten, 
insbesondere zugunsten junger Familien, könnte eine viel-
versprechende Lösung darstellen.

Drittens haben viele progressive Wohnraumpolitiken sozia-
le und kommunale Wohnraumlösungen bevorzugt, und 
diese Anbieter haben den zusätzlichen Vorteil, dass sie in-
tern Wohnungstausch organisieren und Anreize dafür 
schaffen können, z. B. indem sie beiden Tauschparteien kei-
ne Mietänderungen versprechen.7 Diese internen Tauschge-
schäfte können effizienter funktionieren als kommerziell 
organisierte, bei denen sich erst zwei Vermieter:innen und 
zwei Mieter:innen einigen müssen und bei denen Leer-
standsketten leicht unterbrochen werden können. 

Schließlich betreffen all diese Maßnahmen zwar den be-
stehenden Wohnungsbestand, doch sollte die Baupolitik 
auf die demografische Entwicklung der Zukunft ausgerich-
tet sein. Eine wichtige Erklärung für die derzeitigen Fehlal-
lokationen ist, dass viele kleine, moderne Haushalte Woh-
nungen bewohnen, die in früheren Zeiten für größere Fami-
lien gebaut wurden. Die Größe der Wohneinheiten in 
Neubauten hat erst seit Kurzem abgenommen und sollte 
noch viel stärker an den Trend zu immer kleineren Haus-
halten angepasst werden.

6	 Dies untersuchen wir derzeit in einem neuen Teilprojekt: https://www.boeckler.de/de/suchergebnis-forschungsfoerderungsprojekte-detailseite-2732.htm?projekt=2023-361-4. 

7	 Ein Beispiel hierfür ist das Wohnungstauschportal der kommunalen Wohnungsbaugesellschaften in Berlin (vgl. inberlinwohnen.de o. J.). 

https://www.boeckler.de/de/suchergebnis-forschungsfoerderungsprojekte-detailseite-2732.htm?projekt=2023-361-4
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